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War der Lockdown sinnvoll und zwingend? Gute Politik braucht eine breite, vielfältige Expertise, das zeigte die Covid-Pandemie exemplarisch. ANTHONY ANEX / KEYSTONE

Wie Politik
Expertise biegt
Wissenschaftlicher Fortschritt entsteht im Wettbewerb;
Widerspruch ist der eigentliche Motor des Erkenntnisfortschritts.
Politik braucht Expertise, doch der Markt ist alles andere als
offen, der Wettbewerb spielt nicht. Gastkommentar von
Reiner Eichenberger und David Stadelmann

Menschen streben nach Lebensqualität.Dabei hilft
Marktwirtschaft enorm. Da Märkte aber nicht alle
Probleme automatisch lösen, braucht es auch den
Staat. Doch auch dieser funktioniert nicht perfekt,
weil den Entscheidungsträgern in Politik und Ver-
waltung häufig die Anreize und dasWissen fehlen.
Zur Begrenzung dieses «Politikversagens» braucht
es ergänzende Institutionen wie Gerichte, Medien
und Wissenschaft. Gerichte stärken die Rechts-
durchsetzung. Doch die Qualität von Gesetzen
können und dürfen sie nur sehr begrenzt beeinflus-
sen. Medien können informieren und so das Han-
deln in Politik und Staat kontrollieren. In der Pra-
xis läuft die Kontrolle aber auch umgekehrt: Poli-
tik undVerwaltung teilenMediensubventionen, In-
formationen, staatliche Inserate und sichere Posten
in gut bezahlten staatlichen Kommunikationsabtei-
lungen zu und können so die Berichterstattung ver-
zerren – ein Effekt, der durch die Empörungsöko-
nomie sozialer Plattformen noch verstärkt wird.

Moralisieren und Empören
Das erschwert es den Bürgern, auf die Politik ein-
zuwirken. Ihre Anreize, die Regierungspolitik und
die Alternativen gründlich zu prüfen, sind klein,
hat doch jeder Einzelne nur ein vernachlässigba-
res Gewicht in Wahlen und Abstimmungen. Ent-
sprechend liegt auch den Bürgern das Moralisieren
und Sichempören oft näher als die rationale Ana-
lyse. Eigentlich müsste das der grosse Moment der
Wissenschaft sein: nüchtern, evidenzbasiert, dem
Zweifel verpflichtet.Doch genau hier beginnt eine
Leidensgeschichte: Im Ideal lebtWissenschaft von
Logik, Daten und methodischer Strenge. Forscher
konkurrieren um bessere Argumente und robus-
tere Evidenz.Doch gesellschaftliche Probleme sind
oft so vielschichtig, dass es keine eindeutig beste
Lösung gibt.

Gute Politik würde deshalb vielfältige Exper-
tise brauchen; die Pandemie zeigte es exempla-
risch. Ihre negativenAuswirkungen waren nicht nur
eine Folge des Virus selbst, sondern auch eine der
je nach Ort und Zeit ganz unterschiedlichen wirt-
schaftlichen, sozialen und rechtlichen Bedingungen
sowie der politischen Reaktionen. Virologie war
deshalb zwar notwendig, aber keinesfalls hinrei-
chend.Ökonomie, Psychologie,Rechtswissenschaft,
Allgemeinmedizin und Pädagogik hätten von Be-
ginn an ernsthaft einbezogen werden müssen. Da-
bei wäreWiderspruch zwischen und innerhalb von
Disziplinen eigentlich der Motor des Erkenntnis-
fortschritts. Der politische Ruf, man müsse «auf
die Wissenschaft hören», verkennt diese produk-
tive Vielfalt: Es gibt nicht «die Wissenschaft», son-
dern einen Wettbewerb von Hypothesen, Metho-
den und Evidenzen zwischen und innerhalb unter-
schiedlichster Disziplinen und Subdisziplinen.

Wo Regierungen wissenschaftliche Expertise
nachfragen, entsteht ein Markt. Allerdings kein
völlig offener und keiner, der dem Ideal der Wis-
senschaft entspricht. Denn sobald Experten in den
politischen Raum hineingezogen werden, verschie-
ben sich ihre Anreize.Aus politisch-ökonomischer
Sicht sind sechs Mechanismen besonders wichtig:

Nichteintreten als Präventionserfolg. Wer vorab
Entwarnung zu Schäden gibt, die danach eintreten,
verliert Reputation.

� Studieninflation und Formalismus: Politische
Massnahmen werden zunehmend «evidenzbasiert»
dargestellt, sprich durch Studien abgesichert. Das
hat Vorteile, doch die Bürokratisierung belohnt
Formalismus über Substanz. Die zunehmende
Masse an Studien überfordert Medien und Oppo-
sition. Zudem entwickelt sich eine spezialisierte
Studienindustrie, die von staatlichenAufträgen ab-
hängig ist.Das macht staatsdienliche Studien wahr-
scheinlicher. Für kritische Studien vor Entscheidun-
gen und nach ihrer Umsetzung gibt es hingegen
kaum staatliche Aufträge.

� Institutionelle Abhängigkeiten: Die Schwächung
der Grundausstattung der universitären Lehrstühle,
ihre so erhöhteDrittmittelabhängigkeit und die pro-
jektgetriebene Logik praxisnaher Hochschulen er-
höhendenDruckunddieBereitschaft vonForschern,
den aktuellen Regierungsprioritäten zuzudienen.
Oder pointiert:Wer beisst die Hand, die ihn füttert?

Daraus resultiert eine gewisse Dienlichkeit der wis-
senschaftlichenExpertisegegenüberdenGeldgebern
in der Politik.Daran ist nichtsBöses,undniemand ist
aktiv korrupt.Alle tun nur, was ihre Positionen ver-
langenunddie individuelleVernunft nahelegt:Regie-
rungen sichern sich mit Studien ab. Die Studien be-
ruhen auf vielfältigenAnnahmen und resultieren in
langen,oft schwer zu lesendenBerichtenmit kurzen,
leicht zu lesenden Zusammenfassungen.

Während in ersteren die Vorbehalte und Ein-
schränkungen wenigstens gestreift werden, sind die
Zusammenfassungen oft platt regierungsdienlich.
Auf allfällige Kritik wird dann geantwortet, das sei
ja im Bericht alles diskutiert. Dieses «Bollwerk»
erhöht denAufwand und die Risiken externer Kri-
tiker und externer Kontrolle massiv. Unabhängige
Gegenstimmen bleiben institutionell bedingt weit-
gehend stumm. Die wenigen fähigen Prüfer sind
häufig selbst in der Auftragsforschung tätig und
bleiben deshalb zahm. Da ist es nur zu verständ-
lich,wenn sich staatlicheAuftraggeber in ihrerMei-
nung bestärkt fühlen und ihre Schlussfolgerungen
als «alternativlos» verstehen.

Die «Verwissenschaftlichung» der Politik macht
dieWissenschaft damit paradoxerweise abhängiger,
nicht freier. Tatsächlich aber existieren in komple-
xen Systemen fast immerAlternativen – mit unter-
schiedlichen Kosten,Verteilungen und Zeithorizon-
ten.Demokratie lebt vomWettbewerb realerAlter-
nativen, nicht vom Monolog scheinbarer Gewiss-
heit, der durch die politischen Entscheidungsträger
proklamiert wird.

Disziplinierende Wirkung
Politik braucht Expertise – aber keine Einseitigkeit.
EinAusweg liegt in Gegengewichten.Wir vertreten
deshalb die Etablierung von unabhängigen, demo-
kratisch legitimierten Gegenvorschlagskommis-
sionen. Sie hätten das klare Mandat, bedeutende
Regierungsvorhaben kritisch-konstruktiv zu prü-
fen mit Bezug auf Problemdefinition, Zielgrössen,
Wirkmechanismen, Kosten/Nutzen, Verteilungs-
effekte,Nebenfolgen und auch Studienvergabe. Ihr
Auftrag wäre nicht Beratung der Regierung, son-
dern konstruktiverWiderspruch und Beratung der
Bevölkerung sowie des Parlaments imHinblick auf
Volksabstimmungen und Parlamentsentscheide.

Der Prozess, den eine Gegenvorschlagskom-
mission anstösst, lässt sich formal fassen: Für grös-
sere Projekte legt die Regierung einen «Projekt-
beschrieb» vor. Die Gegenvorschlagskommission
legt ihre Kritikpunkte dar und präsentiert, wenn
immer möglich, eine konsistente Alternative, ein-
schliesslich Wirkungs- und Kostenabschätzung.
Regierung und Gegenvorschlagskommission ver-
öffentlichen ihre Modelle und Sensitivitätsanaly-
sen.Medien undÖffentlichkeit erhalten damit eine
belastbarere Grundlage für Debatten.

So diszipliniert bereits die Möglichkeit eines
publizierten Gegenvorschlags die Regierung und
ihre Experten. Behauptete «Alternativlosigkeit»
wird argumentativ teurer. Zudem steigen die An-
reize für Experten, robuste statt alarmistischeAna-
lysen vorzulegen – sie wissen, dass Peers ihreArbeit
öffentlich spiegeln. Ergänzend sind weitere proze-
durale Elemente sinnvoll, insbesondere echte Ex-
post-Evaluationen durch unabhängige Stellen und
Sunset-Klauseln für Krisenmassnahmen. Wo Un-
sicherheit gross ist, sollte einfache Reversibilität der
PolitikmassnahmenVorrang haben.

Wissenschaftlicher Fortschritt entsteht imWett-
bewerb, nicht im Monopol. Politische Beratung
sollte nach demselben Prinzip organisiert sein.
Politik braucht Expertise. Noch mehr aber braucht
sie den Wettbewerb der Expertise. Dann wird aus
dem Ruf nach «der Wissenschaft» ein Gewinn an
Rationalität und nicht nur ein neues Etikett für alt-
bekannte Politik.
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Es gibt nicht
«die Wissenschaft»,
sondern einen Wettbewerb
von Hypothesen, Methoden
und Evidenzen zwischen und
innerhalb unterschiedlichster
Disziplinen.

� Selektion der Disziplin: Je vielschichtiger ein Pro-
blem,desto mehr wissenschaftliche Disziplinen bie-
ten dazu wichtige, aber oft gegenläufige Erkennt-
nisse. Das aber erlaubt der Regierung, ihren eige-
nen Interessen dienende Massnahmen durch Aus-
wahl und Gewichtung einzelner Disziplinen in
Expertengruppen zu untermauern.

� Selektion der Experten: In Beiräte oder Gremien
wird eingeladen,wer zur politischenAgenda passt.
Absehbar dissidente Stimmen oder Freigeister gel-
ten als Störer; sie könnten Zielkonflikte offen-
legen und den Diskussionen eine von der Regie-
rung gefürchtete Dynamik geben. So entstehen oft
zwar formal unabhängige, politisch jedoch selek-
tionierte Gremien.

� Selektion der Empfehlungen: Nach der Gremien-
arbeit wählt die Regierung aus dem von Exper-
ten erstellten Empfehlungskatalog jene Elemente,
die in ihre Linie passen, und beruft sich dabei auf
«die Wissenschaft». Eingeladene Experten haben
geringe Anreize, dieses Rosinenpicken öffentlich
zu problematisieren, denn es mindert ihr Ansehen
unter Auftraggebern und so die Chancen für künf-
tige Berufungen.

� Fachliche Scheuklappen: Spezialisierung ist für
Forschung unabdingbar, in der Politikberatung
aber riskant. Klimaexperten gewichten Klima be-
sonders hoch,VirologenViren undÖkonomenAn-
reize. Das verursacht die Tendenz, die Probleme in
jedem einzelnen Bereich zu übertreiben und als
alarmierend darzustellen. Dieser Alarmismus wird
in Krisen noch durch eineAsymmetrie im Reputa-
tionsmechanismus gestärkt:Wer vor grössten Schä-
den warnt, die danach nicht eintreten, feiert deren


